247 Ausgabe A. 


Geſetzhlatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 34 Ausgegeben Danzig, den 25. Mai 1932 


77 Rechtsverordnung 
zur Regelung der äußeren Angelegenheiten der Volksſchulen. 


Vom 13. 5. 1932. 4 


Auf Grund von $ 1 Ziff. 1 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. 9. 1931 (G. Bl. S. 719) wird 

hiermit folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
8 1 

I. Die Beſtimmungen der Schulordnung für die Elementarſchulen der Provinz Oſt- und Weſt⸗ 
preußen vom 11. 12. 1845 (G. S. 1846 S. 1) und der Inſtruktion vom 26. 6. 1811 über die Schul⸗ 
deputationen werden hiermit aufgehoben und durch die nachfolgenden Vorſchriften erſetzt. 

II. Desgleichen wird aufgehoben das Preußiſche Geſetz vom 26. 5. 1887 (G. Bl. S. 175) ſo⸗ 
wie die Dienſtanweiſung für Schulvorſtände vom 28. 7. 1930 (St. A. S. 351). 

III. Unberührt bleiben die auf dem Gebiet des Schulweſens noch geltenden Beſtimmungen des All— 
gemeinen Landrechts, insbeſondere behalten die Schulen die ihnen beigelegten Rechte. 


L Schulvorſtand 


Die Volksſchule als Rechtsperſönlichkeit wird in den Orten, in denen keine Schuldeputation be— 
ſteht, durch den Schulvorſtand vertreten. + 
83 


I. Der Schulvorſtand beſteht: 
aus dem Schulrat als Vorſitzenden, 
aus den Gemeindevorſtehern der zum Bezirk der Schule gehörigen politiſchen Gemeinden, 
aus einer nach Maßgabe des 8 5 feſtzuſetzenden Zahl von zu wählenden Einwohnern, 
aus dem zuſtändigen Geiſtlichen, 
aus den Schulleitern (Rektoren, Hauptlehrern, erſten oder alleinigen Lehrern) der vom 
Schulvorſtand vertretenen Schulen. 

II. Der Stellvertreter des Vorſitzenden hat in deſſen Abweſenheit die gleichen Befugniſſe wie der 
Vorſitzende. . 


n 


84 
Der Schulrat ernennt in der Regel den dienſtälteſten Schulleiter der durch den Schulvorſtand 
vertretenen Schulen oder in beſonders begründeten Fällen ein anderes ihm geeignet erſcheinendes Mit- 
glied des Schulvorſtandes zu ſeinem Stellvertreter. Die Ernennung erfolgt jedesmal zum 1. April auf 
die Dauer eines Jahres und verlängert ſich ſtillſchweigend um ein weiteres Jahr, wenn keine andere 
Perſon bis zum 1. März ernannt wird. 
8 5 
I. Die Wahl der in $ 3 Ziff. 3 genannten Einwohner erfolgt durch die Gemeindevertretung 
für die Wahldauer der Gemeindevertretung möglichſt nach dem Verhältniswahlrecht. Die Gewählten 
bedürfen der Beſtätigung des Landrats. Lehnt der Landrat die Beſtätigung der Wahl in demſelben 
Erledigungsfall zum zweiten Mal ab, ſo wird die erledigte Stelle durch den Landrat beſetzt. Die 
Wahl gilt als beſtätigt, wenn die Nichtbeſtätigung nicht innerhalb von 2 Monaten ausgeſprochen iſt. 
II. Es ſollen vornehmlich Einwohner gewählt werden, die ſchulpflichtige Kinder in die durch den 
Schulvorſtand vertretenen Schulen ſchicken. Gehört nur eine Gemeinde zum Bezirk der Schule, ſo 
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beträgt die Zahl der zu wählenden Einwohner mindeſtens zwei, höchſtens vier, gehören mehrere Ge 
meinden zur Schule, ſo ſoll jede Gemeinde, wenn die Zahl der zur Schule gehörenden Haushal⸗ 
tungen mindeſtens zehn beträgt, durch 1 oder 2 Einwohner im Schulvorſtand vertreten ſein. Im 
Streitfalle ſetzt der Senat die Zahl der zu wählenden Einwohner feſt. k 
III. Die Gewählten behalten ihr Amt, bis die von der neu gewählten Gemeindevertretung vor 
genommene Neuwahl beſtätigt iſt. Sie können ihr Amt durch Erklärung gegenüber dem Vorſitzenden 
auch früher niederlegen. Im Falle der vorzeitigen Beendigung der Mitgliedſchaft hat unverzüglich Erz 
ſatzwahl zu erfolgen. 
$ 6 | 
Der zuſtändige Geiſtliche ($S 3 Ziff. 4) iſt bei Konfeſſionsſchulen der dienſtälteſte Geiſtliche des 
Pfarrſprengels, in dem die Schule liegt. Bei Simultanſchulen ſind die beteiligten dienſtälteſten Geiſt⸗ 
lichen beider Konfeſſionen zuſtändig. Erſtreckt ſich der Schulbezirk über mehrere Pfarrſprengel der⸗ 
ſelben Konfeſſion, ſo iſt nur der dienſtälteſte Geiſtliche des Pfarrſprengels zuſtändig, in dem die 
Schule liegt. 
8 7 


Wenn der Schulleiter der von dem Schulvorſtand vertretenen Schulen bereits auf Grund ſeiner 
(etwaigen) Eigenſchaft als Gemeindevorſteher oder gewählter Einwohner (§ 3 Ziff. 2 und 3) dem 
Schulvorſtande angehört, ſo tritt an ſeine Stelle ein anderer vom Schulrat zu beſtellender Lehrer 
der durch den Schulvorſtand vertretenen Schulen. Die Vorſchrift findet keine Anwendung, wenn der 
Schulleiter der einzige Lehrer an ſeiner Schule iſt. 


8 8 4 

I. An Stelle des nach § 6 zuſtändigen Geiſtlichen kann mit Zuſtimmung des Senats ein anderer 
Geiſtlicher, an Stelle des Schulleiters (§ 3 Ziff. 5) mit Zuſtimmung des Schulrats ein anderer Lehrer 
treten. 

II. Eine Vertretung in der Mitgliedſchaft im Schulvorſtände iſt unzuläſſig. ; 

III. It das Amt des Gemeindevorſtehers nicht beſetzt oder iſt der Gemeindevorſteher auf längere 
Zeit in der Ausübung ſeines Amtes verhindert, ſo tritt an ſeine Stelle der geſetzlich berufene Ver— 
treter. 

IV. Iſt das Amt des dem Schulvorſtand angehörenden Geiſtlichen oder Schulleiters nicht bes 
ſetzt oder ſind dieſe auf längere Zeit an der Ausübung ihres Amtes verhindert, ſo tritt an ihre 
Stelle der ihn vertretende Geiſtliche oder Schulleiter. 


8 9 

J. Ausländer können nicht Mitglied des Schulvorſtandes ſein. Doch kann der Senat bei den Per⸗ 
ſonen, die kraft ihres Amtes dem Schulvorſtand angehören, Ausnahmen zulaſſen, wenn wichtige 
Gründe vorliegen. | 

II. Die gewählten Mitglieder des Schulvorſtandes ſind von dem Vorſitzenden oder ſeinem 
Stellvertreter bei Antritt ihres Amtes zur treuen und gewiſſenhaften Führung ihtes Amtes durch 
Handſchlag an Eidesſtatt zu verpflichten. Sie können vom Senat bei Begehen einer ſtrafbaren 
Handlung oder ſonſtiger grober Pflichtverletzung ihres Amtes enthoben werden. 

III. Die Vorſchrift des $ 89 Abſ. 3 der Landgemeindeordnung findet entſprechende Anwendung. 


§ 10 

J. Für jede Schule it eine Schulkaſſe einzurichten. A 

II. Der Schulvorſtand wählt aus feiner Mitte oder aus den Lehrern der von ihnen vertretenen 
Schulen auf die Wahldauer der nach $ 5 gewählten Einwohner den Verwalter der Schulkaſſe. Der 
Schulrat bedarf zur Annahme der Wahl der Genehmigung des Senats. 8 5 Abſ. I, Satz 2 bis 4 
findet Anwendung. 2 

III. Die Geſchäftsführung des Schulkaſſenverwalters wird durch eine beſondere Dienſtanweiſung 
geregelt. Er iſt von dem Vorſitzenden oder ſeinem Stellvertreter bei Antritt ſeines Amtes zur treuen 
und gewiſſenhaften Führung des Amtes durch Handſchlag an Eidesſtatt zu verpflichten. 

IV. Der Schulkaſſenverwalter kann vom Senat bei Begehen einer ſtrafbaren Handlung oder 
ſonſtiger grober Pflichtverletzung ſeines Amtes enthoben werden. 


8 11 


J. Sind in einer Gemeinde mehrere Schulen vorhanden, fo beſchließt die Gemeindevertretung, ob 
für fie ein gemeinſamer Schulvorſtand zu beſtellen it. Sind an der Unterhaltung der Schule noch 
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andere Gemeinden beteiligt, jo haben auch deren Gemeindevertretungen darüber zu beſchließen. Faſſen 
die Gemeindevertretungen entgegengeſetzte Beſchlüſſe, To entſcheidet über die Einrichtung eines gemein- 
ſamen oder getrennter Schulvorſtände der Senat. f 

II. Es it zuläſſig, daß für Schulen, die in verſchiedenen Gemeinden liegen, durch Beſchluß aller 8 
beteiligten Gemeindevertretungen ein gemeinſamer Schulvorſtand beſtellt wird. 

III. Bei Wahl eines gemeinſamen Schulvorſtandes für mehrere Schulen iſt auf konfeſſionelle Min⸗ > 
derheiten im Verhältnis ihrer Stärke Nüdjidt zu nehmen. Ihm gehören die zuftändigen Geiſllichen 4 
beider Konfeſſionen an. Sind nur Konfeſſionsſchulen einer Konfeſſion beteiligt, jo gehört nur der Geiſt⸗ 
liche der betreffenden Konfeſſion dem Schulvorſtand an. A 

IV. Die in diefem Paragraphen erwähnten Beſchlüſſe der Gemeindevertretungen bedürfen der Ge- 3 
nehmigung des Senats. | + 

8 12 PE 
£ J. Der Schulvorſtand faßt feine Beſchlüſſe mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit entſcheidet 
die Stimme des Vorſitzenden. i 8 

II. Geſetzwidrige Beſchlüſſe des Schulvorſtandes ſind von dem Vorſitzenden innerhalb 2 Wochen 

zu beanſtanden und dem Landrat zur Entſcheidung vorzulegen. 


$ 13 
J. Die Sitzungen des Schulvorſtandes ſind nicht öffentlich und feine Verhandlungen ſind als ver- 
traulich zu betrachten. 2 
II. Die Sitzungen des Schulvorſtandes werden durch den Vorſitzenden oder feinen Stellvertreter x 
berufen. Die Berufung muß auf Antrag von mindeſtens % der ſtimmberechtigten Mitglieder des 
Schulvorſtandes erfolgen. | 
III. Der Schulrat iſt zu jeder Sitzung einzuladen. 0 
IV. Der Schulvorſtand iſt beſchlußfähig, wenn mehr als die Hälfte der ſtimmberechtigten Mit⸗ 2 
glieder anweſend iſt. Iſt oder wird eine Sitzung nicht beſchlußfähig, ſo iſt für die in ihr nicht er⸗ 7 
ledigten Punkte der Tagesordnung eine neue Sitzung ohne Rückſicht auf die Zahl der Erſchienenen be- +4 
ſchlußfähig. Hierauf iſt in der Einladung zu dieſer Sitzung ausdrücklich hinzuweiſen. a 


enn 


8 14 g & n 
J. Die Beſchlüſſe des Schulvorſtandes ſind ſchriftlich in einem dazu beſtimmten Buch feſtzulegen 2 

und von dem Vorſitzenden und einem von ihm zu beſtimmenden weiteren Mitglied zu unterſchreiben. 4 

y II. Der Vorſitzende hat die Beſchlüſſe des Schulvorſtandes auszuführen, falls er Jie nicht bean⸗ “ 42 
ſtandet. Er vertritt den Schulvorſtand gerichtlich und außergerichtlich. 1 


8 15 


J. Dem Schulvorſtand liegt nach Maßgabe der beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen die Verwal— x 
tung und Pflege der äußeren Angelegenheiten der Schule ob. Auch Joll er für regelmäßigen Schul— 5 
beſuch der Schulkinder mit Sorge tragen. 
II. In inneren Angelegenheiten ſtehen ihm keine Befugniſſe zu. s < 
| III. Bei Einführung neuer feſtangeſtellter Lehrer und bei ſonſtigen Schulfeierlichkeiten it er ein⸗ 
laden. | 
s § 16 a 
I. Der Schulvorſtand hat auch das Vermögen der Schule unbeſchadet des ſtaatlichen Aufſichts⸗ 
rechtes zu verwalten. Zu dem Vermögen der Schule gehören insbeſondere die im Eigentum der Schule 
befindlichen Grundſtücke, die ihr zuſtehenden Rechte an Grundſtücken und die Nutznießung an Grunde 
küden, die dem Schulzweck gewidmet find. | 2 
II. Bei der Verwaltung der Grundſtücke iſt auf eine ordnungsmäßige Inſtandhaltung der zu dieſen 
gehörenden Gebäude, Umzäunungen uſw. ſowie des dazu gehörenden Inventars zu achten. 
III. Verfügungen über die in Abſ. I genannten Grundſtücke, Vermietungen oder Verpachtungen a 
dieſer Grundſtücke erfolgen unbeſchadet der Rechte des Eigentümers durch den Schulvorſtand und be⸗ 3 Bee 
Dürfen der Genehmigung des Senats. Ebenſo bedarf der Schulvorſtand der Genehmigung des Senats ä x 
bei Aufnahme von Darlehen ſowie Erhebung von Klagen, es jei denn, daß die Klage ſich gegen den 
Staat richtet. 
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IV. über die Rechtsverhältniſſe der Schulen iſt von dem Landrat nach Anhörung aller Beteiligten 
eine Matrikel aufzuſtellen und dem Senat zur Beſtätigung einzureichen. | 
V. Auf gerichtliche Zwangsvollſtreckungen wegen Geldforderungen gegen die Schulen findet die | 
Vorſchrift des $ 33 Ziff. 4 des Zuſtändigkeitsgeſetzes mit der Maßgabe Anwendung, daß an Stelle 
des Kreisausſchuſſes der Senat tritt. 
8 17 


J. Der Schulvorſtand verwaltet die von den Schulunterhaltungspflichtigen durch den Haus- 
haltsplan der Schule bewilligten Mittel im Rahmen des Haushaltsplanes ſelbſtändig unter Verant⸗ 
wortung gegenüber den Aufſichtsbehörden. Über den im Haushaltsplan für Lehr- und Lernmittel, 
Schreibmaterial und. Portoauslagen ſowie Jugendpflege und Wandertage vorgeſehenen Betrag ver— 
fügt der Schulleiter ſelbſtändig. f 

II. Für die Aufſtellung des Haushaltsplanes der Schule gelten folgende Beſtimmungen: 

1. Der Schulvorſtand hat den Haushaltsplan für das kommende Rechnungsjahr dem Landrat 
bis zu dem feſtgeſetzten Termin in dreifacher Ausfertigung einzureichen. Der Landrat ſtellt 
den Haushaltsplan feſt und ſendet ihn an den Schulvorſtand zurück. Der Schulvorſtand über— 
ſendet den Haushaltsplan den an der Unterhaltung der Schule beteiligten Gemeinden zwecks 
Bereitſtellung der Mittel. Die Gemeinden ſtellen den auf ſie entfallenden Anteil in ihren 
Haushaltsplan ein. Im Falle ihrer Weigerung, die Mittel in den Haushaltsplan einzu— 
ſtellen, finden die Vorſchriften über die Zwangsetatiſierung Anwendung. 

2. Die Gemeindevertretung iſt nicht berechtigt, Anderungen an den einzelnen Stellen des Haus— 
haltsplanes der Schule vorzunehmen. Ihrer Beſchlußfaſſung unterliegt nur die Geſamtſumme 
der vom Schulhaushaltsplan geforderten Schulabgaben der Gemeinde. 


§ 18. 


J. Der Schulvorſtand hat die nach dem Haushaltsplan auf die Schulunterhaltungspflichtigen ent 
fallenden Schulbeiträge von den Verpflichteten anzufordern. Die Rechtsmittel des $ 46 des Zuſtän— | 
digkeitsgeſetzes find gegen dieſe Anforderung nur gegeben, wenn der Verpflichtete ein anderer iſt als 
eine zum Bezirk der Schule gehörige Gemeinde. 

II. Der Schulvorſtand kann auch außerplanmäßige Beiträge oder ſonſtige Leiſtungen von den 
Verpflichteten anfordern, wenn der Landrat die Notwendigkeit der zu leiſtenden Ausgaben anerkennt. 
Gegen dieſe Anforderung ſind die Rechtsmittel des § 46 des Zuſtändigkeitsgeſetzes gegeben. 


S 19 
J. Für die Leiſtungen für Bauten, die aus den im Schulhaushaltsplan vorgeſehenen Mitteln 
nicht beſtritten werden können, finden die Vorſchriften des $ 47 des Zuſtändigkeitsgeſetzes Anwendung. 
II. Entſteht zwiſchen der Schulaufſichtsbehörde und dem Schulvorſtand eine Meinungsverſchieden— 
heit über die Bauten, die aus den Schulhaushaltsmitteln beſtritten werden können, ſo hat der Senat 
die Anordnung aus $ 47 des Zuſtändigkeitsgeſetzes gegen den Schulvorſtand zu richten. Das Rechts— 
mittel des § 47 des Zuſtändigkeitsgeſetzes iſt in dieſem Fall gegen die Anordnung nicht gegeben. 


8 20 f 
Der Senat kann dem Schulvorſtand in den Fällen, in denen er nach dem bisherigen Recht 
dazu befugt war, einen Vertreter beſtellen, der auf Anweiſung des Senats handelt. 


II. Schuldeputation 
8 21 | 
J. In Städten und mit Genehmigung des Senats auch in Landgemeinden mit mehr als 10000 


Einwohnern wird an Stelle eines Schulvorſtandes eine Schuldeputation für die Volksſchulen dieſer 
Gemeinden gebildet. 


II. Die Schuldeputation it auch zuſtändig für die im Bezirk der Gemeinde befindlichen Mittel— 
ſchulen. 


III. Die Vertretung der Volksſchule als beſondere Rechtsperſönlichkeit erfolgt in den Orten, die 
eine Schuldeputation beſitzen, durch den Gemeindevorſtand 


$ 22 


AAA ee 


J. Die Schuldeputation beſteht aus: 
1. ein bis drei Mitgliedern des Gemeindevorſtandes; 


2. aus der gleichen Anzahl von Schulleitern oder Lehrern der Volks- oder Mittelſchulen, die 
nicht Mitglieder der Gemeindevertretung ſein ſollen; 
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3. aus der gleichen Anzahl von Mitgliedern der Gemeindevertretung; 
4. aus dem von der Kirchenbehörde zu ernennenden evangeliſchen und katholiſchen Geiſtlichen 
der Stadt- oder Landgemeinde. Bei Behinderung vertritt ihn fein kirchenamtlicher Vertreter. 
II. Ferner gehört der Schuldeputation ohne Stimmrecht der zuſtändige Schulrat an. Durch Ge- 
meindebeſchluß können noch andere Perſonen ohne Stimmrecht zum Mitglied beſtellt werden. 


§ 23 
I. Die in 8 22 zu Ziff. 1. genannten Perſonen werden nach Maßgabe des zuſtändigen Ge- 
meindeverfaſſungsgeſetzes beſtimmt. 
II. Die in $ 22 zu 3. genannten Perſonen werden von der Gemeindevertretung für die Wahl 
dauer der Gemeindevertretung möglichſt nach dem Verhältniswahlrecht gewählt. 
III. Die in ADI. I und II genannten Mitglieder wählen die in § 22 zu Ziff. 2. genannten Per- 
ſonen auf die Wahldauer der Gemeindevertretung. 
8 24 
J. Die zu SS 22 zu Ziff. 2. und 3. genannten Mitglieder der Schuldeputation bedürfen der Beltä- 
tigung durch den Senat. Verſagt der Senat die Beſtätigung der Wahl in demſelben Erledigungsfall 
zum zweiten Mal, ſo erfolgt die Ernennung durch den Senat. 
II. Die Beſtätigung kann widerrufen werden. 


§ 25 
J. Die Mitgliedſchaft in der Schuldeputation erliſcht für die in $ 22 zu Ziff. 1. und 3. Genannten 
durch Verluſt der Mitgliedſchaft im Gemeindevorſtand oder der Gemeindevertretung. Die zu 2. und 3. 
genannten Mitglieder können durch Erklärung gegenüber dem Vorſitzenden der Schuldeputation ihre 
Mitgliedſchaft jederzeit niederlegen. 
II. Die beamteten Mitglieder ſcheiden aus, wenn ſie vom Amt ſuspendiert werden. 
III. Die Erſatzwahl hat unverzüglich zu erfolgen. 


$ 26 


Der Vorſitzende der Schuldeputation und ihre Geſchäftsführung wird nach den Vorſchriften über. 


die ſtädtiſchen Verwaltungsausſchüſſe ($ 59 der Städteordnung, S 24 des Geſetzes vom 9. 10. 23 — 
G. Bl. S. 1037 ff.) beſtimmt, ſoweit ſich nicht aus dieſer Verordnung etwas anderes ergibt. 


8 27 
Ausländer können nicht Mitglieder der Schuldeputation ſein. Eine Vertretung in der Mitglied⸗ 
ſchaft der Schuldeputation iſt für die in $ 22 zu Ziff. 2. und 3. Genannten nur nach vorheriger Zus 
ſtimmung des Senats zuläſſig. 
$ 28 
J. Die Verwaltung der äußeren Angelegenheiten der Volks- und Mittelſchule, Vertretung der 
Schule nach außen, Verwaltung des Schulvermögens uſw. liegt in den Orten, in denen eine Schul- 
deputation beſteht, unbeſchadet des ſtaatlichen Aufſichtsrechts dem Gemeindevorſtand ob. Die Schul— 
deputation hat hierbei die rechtliche Stellung eines ſtädtiſchen Verwaltungsausſchuſſes. Die Gemeinde— 
vertretung wirkt mit, ſoweit ſie nach den Gemeindeverfaſſungsgeſetzen mitzuwirken hat. (Genehmigung 
des Haushaltsplans und dergl.). 
II. Außer den Befugniſſen eines Verwaltungsausſchuſſes hat die Schuldeputation die Befugniſſe, 
die ihr von der Schulaufſichtsbehörde beſonders übertragen ſind. Soweit ihr ſolche Befugniſſe über: 
tragen ſind, unterſteht ſie lediglich dem Senat. 


§ 29 ° 
Soweit die beſtehenden Schuldeputationen nicht den Vorſchriften dieſer Verordnung entſprechen, 
ſind ſie nach näherer Anordnung des Senats neu zu bilden. 5 
III. Volksſchullehrer 
8 30 


J. Die Gehälter der Volksſchullehrer trägt der Staat, ſoweit dies durch die Verordnung vom 20. 


Auguſt 1929 (G. Bl. S. 125) beſtimmt iſt. Der Senat entſcheidet im Rahmen des Haushalts- 
planes über die Errichtung oder das Eingehen von Lehrerſtellen und Volksſchulen und zwar, wenn 


es ſich um das Eingehen einer mit einem Kirchenamt organiſch verbundenen Lehrerſtelle handelt, im Ein⸗ 


vernehmen mit der Kirchenbehörde. 
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II. Die Gemeinden haben die Verſetzungskoſten der an die Schulen ihres Bezirks berufenen Lehrer, 
ſoweit ſie tatſächlich entſtanden ſind, bis zur Höhe der in den Umzugskoſtenbeſtimmungen vorgeſehenen 
Beträge zu tragen. Der zu erſetzende Betrag wird im Streitfalle vom Senat feſtgeſetzt. Der Senat 
hat der Gemeinde eine angemeſſene Beihilfe zu gewähren, wenn der zu erſtattende Koſtenbetrag die 
Leiſtungsfähigkeit der Gemeinde überſteigt. Bei Verſetzungen im Intereſſe des Dienſtes trägt der 
Staat die Koſten allein. Das gleiche gilt für Umzugskoſten bei Berufungen von Lehrern aus dem 
Auslande. 
§ 31 
J. Die Volksſchullehrer werden vom Senat er nannt, in den Städten hat indeſſen der Gemeinde— 
vorſtand nach Anhörung der Schuldeputation das Vorſchlagsrecht für endgültig anzuſtellende Lehrer. 
II. Die auf Herkommen, Ortsſatzung und dergleichen beruhenden Vorſchriften über die Berufung 
von Volksſchullehrern werden hiermit aufgehoben. 
III. Vertreter für eine Lehrerſtelle werden vom Senat berufen. 


i 8 32 

J. Das in $ 31 Abj. I gewährte Vorſchlagsrecht erliſcht, wenn es innerhalb 3 Monaten nach Auf⸗ 
forderung durch den Senat von den Berechtigten nicht ausgeübt wird. : 

II. Der Senat kann die Ernennung des Vorgeſchlagenen ablehnen. Er hat in dieſem Falle dem 
Gemeindevorſtand ſeine Entſcheidung mitzuteilen und ihn aufzufordern, innerhalb 3 Monaten einen anderen 
Bewerber vorzuſchlagen. Lehnt der Senat auch die Ernennung dieſes Vorgeſchlagenen ab, fo erfolgt 
die Ernennung durch den Senat, ohne nochmalige Befragung des Vorſchlagsberechtigten. 

> III. Das Vorſchlagsrecht ruht, wenn die Beſetzung einer Stelle durch einen Lehrer erfolgt, der im 

Intereſſe des Dienſtes von ſeiner bisherigen Stelle verſetzt werden mußte. 


§ 33 


Iſt mit dem Schulamt ein Kirchenamt organiſch verbunden, ſo hat der Senat vor der Er- 
nennung die Zuſtimmung der Kirchenbehörde für den in Ausſicht genommenen Bewerber einzuholen. 


8 34 

Als Volksſchullehrer im Sinne dieſer Verordnung gelten neben den Volksſchullehrern und Volks⸗ 
ſchullehrerinnen auch die Konrektoren(innen), Hauptlehrerlinnen), Rektoren (innen) an Volks- und Hilfs- 
ſchulen. 

f IV. Schulbezirk, Schulunterhaltung 
8 35 5 

J. Der Bezirk einer Schule, der ſich über den Bezirk einer Gemeinde hinaus erſtreckt, wird un⸗ 
beſchadet der Vorſchrift des Artikel 104 Abſ. 1 Satz 2 der Verfaſſung durch Vereinbarung der be— 
teiligten Gemeinden nach Anhörung aller beteiligten Schulvorſtände gebildet. Das gleiche gilt für die 
Veränderung eines beſtehenden Schulbezirks. Bildung und Veränderung eines Bezirks bedarf der 
Beſtätigung durch den Senat. 

II. Kommt eine Vereinbarung über Bildung oder Veränderung eines beſtehenden Bezirks nicht 
zuſtande, ſo kann die Bildung oder Veränderung eines Schulbezirks durch Anordnung des Senats er— 
folgen. 

III. Es iſt zuläſſig, daß die Bezirke zweier benachbarter Schulen zwecks gemeinſamer Verwaltung 
zu einem Verbande zuſammengeſchloſſen werden. Die Vorſchriften des Abſ. I und II finden in dieſem 
Falle entſprechende Anwendung. 
8 $ 36 

J. Die Schulen werden, foweit nicht der Staat nach $ 30 die Gehälter der Volksſchullehrer 
trägt, lediglich von der Gemeinde bezw. den Gemeinden ihres Bezirks unterhalten. Die Schulen blei⸗ 


II. Die Anſprüche der Schulen gegen Stiftungen und Körperſchaften öffentlichen Rechts auf 
Grund eines beſonderen Rechtstitels bleiben unberührt. Das gleiche gilt für die Anſprüche der Schulen 
und Organiſten gegen Körperſchaften öffentlichen Rechts bei einem vereinigten Schul- und Kirchenamt. 

III. Die im Abſ. II genannten Anſprüche können auf Antrag eines Beteiligten abgelöſt werden. 
Das Verfahren und die Grundſätze der Ablöſung regelt der Senat. 

IV. Im Falle der Trennung eines vereinigten Schul- und Kirchenamtes werden die Rechtsverhält⸗ 
niſſe des zum vereinigten Amte gehörigen Vermögens durch eine zwiſchen den Beteiligten mit Ge- 
nehmigung des Senats und der Kirchenbehörde zu treffende Vereinbarung geregelt. Mangels einer 


— 


: 253 
ſolchen Vereinbarung entſcheiden über die Privatrechte die ordentlichen Gerichte, über die Frage 


der Schulunterhaltung die Verwaltungsgerichte nach Maßgabe der Vorſchriften der SS 18 ff. dieſer 
Verordnung. 


8 37 
Gehören zum Bezirk einer Schule mehrere Gemeinden, ſo verteilen ſich die Schullaſten auf die 
Gemeinden nach dem Verhältnis der Haushaltungen, die zu dem Bezirk der Schule gehören. Führt 
dieſe Verteilung der Schullaſten zu einer Unbilligkeit, ſo kann der Senat auf Antrag eines Beteiligten 
eine andere Verteilung anordnen. 


8 38 
Die Schullaſten werden innerhalb einer Gemeinde wie die übrigen Gemeindelaſten aufgebracht. 
8 39 2 


Die Verordnung tritt 2 Wochen nach der Verkündung in Kraft. Der Senat erläßt die zur 
Durchführung der Verordnung erforderlichen Anordnungen. > 


Danzig, den 13. Mai 1932. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
W Ila 4-2. Dr. Wiercinski-Keiſer Dr. Winderlich 
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